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BUDGET 2017: Der Ständerat schwenkt auf den Vorschlag des Nationalrates ein

Keine Kürzung bei Direktzahlungen

Auch der Ständerat will 62 Mio. Fr. mehr Direktzahlungen als der Bundesrat. (Bild: Parlamentsdienste)

RAPHAEL BÜHLMANN

Nach dem Nationalrat ist den Direktzahlungen auf den Man löse damit nicht die ei-

nun auch der Ständerat Vorschlag des Nationalrates gentlichen oder strukturellen

für mehr Direktzahlungen ein. Probleme der Landwirtschaft.
«Es sollte mehr sein, als Ende

als vom Bundesrat vorge- Keine Almosen Ende Jahr Jahr Almosen zu verteilen: Wir
schlagen. Weiterhin Dif- Damit ist sich das Parlament müssen darangehen, Strukturen
ferenzen bestehen zwi- zumindest bei den Direktzah- und Einkommensverhältnisse
schen den Räten bei den lungen einig, diese im Vergleich zu schaffen, die junge Leute da-
Mitteln Vorschlag des BundesratesMitteln im Rahmen des zu zu motivieren, in der Land-

um 62 Millionen Franken zu er- wirtschaft zu bleiben, sodass sieSchoggigesetzes. höhen. Darüber wenig erfreut weiterhin bereit sind, für das
zeigte sich in der Debatte Fi-Nachdem der Nationalrat das Land zu sorgen. Das machen
nanzminister Ueli Maurer, fürBundesbudget 2017 nach zwei- wir aber mit der Erhöhung der

tägiger Debatte schliesslich zu- den mit dieser Erhöhung fal- Direktzahlungen nur ungenü-
rückgewiesen Sicherheiten geschaffenrückgewiesen hatte, war es am gend», weibelte Maurer aller-
Montag wieder am Ständerat, werden. «Mir scheint manch- dings vergebens.
über die vom Bundesrat geplan- mal, die Erhöhungen dieser Di- In der kleinen Kammer am
ten Ein- und Ausgaben für das rektzahlungen sei eine Art billi- Montag auch zu reden gaben
kommende Jahr zu beraten. ges Almosen - vielleicht kann die Mittel im Rahmen des
Äusserst knapp mit gerade ein- ich das am besten so beschrei- Schoggigesetzes. Ständerat

ben», erklärte Maurer den Stän-'mal 21 zu 20 Stimmen schwenk- Hannes Germann (SVP, SH)
te die kleine Kammer dabei bei den. bezeichnete diese als berühm-
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ten Dauerbrenner in der Bud-
getdebatte. Er verwies darauf,
dass es eben die vom National-
rat vorgeschlagenen 94,6 Mil-
lionen Franken brauche, um die
angestrebten 85 Prozent der
Rohstoffpreisdifferenz auszu-

gleichen. Zu der immer wieder-
kehrenden Kritik, dass man mit
den Ausfuhrbeiträgen Gross-
konzerne wie Nestle oder Emmi
subventioniere, entgegnete
Germann, dass diese Betriebe
dafür eben Schweizer Rohstoffe
verarbeiten würden. «Ange-
sichts der Swissness-Regeln ist
es nichts wie konsequent, das
Handicap zumindest teilweise
wettzumachen», so Germann.
Klar sei aber auch, dass das En-
de der Schoggigelder in Sicht
sei, solange aber der rechtliche
Spielraum noch gegeben sei,
müsse man für Kontinuität sor-
gen.

Differenz Schoggigelder
Bei den im nächsten Jahr zur

Verfügung gestellten Mittel im
Rahmen des Schoggigesetzes
verwehrte aber schliesslich eine

Mehrheit der Kantonsvertreter
eine Aufstockung. Mit 25 zu 17
Stimmen bei 1 Enthaltung wur-
de ein entsprechend einge-
brachter Antrag um Germann
abgelehnt. Eine Mehrheit des
Nationalrates schlug hier ver-
gangene Woche ebenfalls eine
Erhöhung im Umfang von 27
Millionen Franken vor.

Nach lediglich dreieinhalb-
stündiger Debatte nahmen die
Stände schliesslich das gesamte
Bundesbudget 2017 deutlich mit
39 zu 4 Stimmen an. Nun ist der
Nationalrat wieder am Zug. Er
diskutierte das Budget heute
Morgen. Sollte dieser den Vor-
anschlag erneut verwerfen, ist
der Bund de facto per 1. Januar
2017 nicht mehr zahlungsfähig

und das Parlament wird sich ge-
zwungen sehen, ein Notbudget
zu beschliessen.

KOSTEN MIGRATION

Im Voranschlag 2017 sieht
der Bundesrat im Bereich
Migration Ausgaben von
über 2,3 Mrd. Fr. vor. Dies
entspricht einer Verdoppe-
lung über die letzten fünf
Jahre. Gegenüber dem Jahr
2015 steigt dieser Ausgaben-
posten von 1,44 Mrd. Fr. um
850 Mio. Fr. Gemäss Budget
fallen hier vor allem die Pau-
schalen an die Kantone für
die Abgeltung der Sozialhilfe
und die Betriebsausgaben
der Zentren ins Gewicht.
Gemäss Aussagen von Fi-
nanzminister Ueli Maurer
werden die effektiven Ausga-
ben 2017 in erster Linie von
den Asylzahlen abhängig
sein. rab


